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Abréviations

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
EL Ergänzungsleistungen

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

PC Prestations complémentaires
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Chronique générale

Politique sociale

Assurances sociales

Prestations complémentaires (PC)

2012 hatte das Parlament eine Motion der SGK-NR überwiesen, welche eine Anpassung
der maximal anrechenbaren Mietzinsen bei Ergänzungsleistungen forderte, um die seit
der letzten Anpassung aufgelaufene Teuerung im Mietmarkt zu kompensieren. Im
Februar 2014 verabschiedete der Bundesrat einen Vorentwurf für eine entsprechende
Änderung des Ergänzungsleistungsgesetzes und schickte diesen in die Vernehmlassung,
welche bis am 21. Mai 2014 dauerte. Der Ergebnisbericht wurde Anfang 2015 publiziert.
68 Organisationen reichten eine Stellungnahme ein, darunter alle Kantone und die vier
grössten Parteien sowie Spitzenverbände der Wirtschaft und mehrere Alters- und
Behindertenorganisationen. Eine grosse Mehrheit der Stellungnahmen anerkannte
einen Handlungsbedarf und stand dem Revisionsvorhaben damit grundsätzlich positiv
gegenüber. Auf grosse Akzeptanz stiess eine familienfreundlichere und
zivilstandsunabhängige Ausgestaltung der Mietzinsmaxima und eine Einteilung in drei
Regionen mit unterschiedlicher Mietkostenhöhe. Dagegen war der Umfang der
Erhöhung der Mietzinsmaxima umstritten, der Vorschlag des Bundesrates wurde teils
als zu hoch, teils als zu niedrig bezeichnet. Gar mehrheitlich abgelehnt wurde das
Vorhaben des Bundesrates, die Mietzinsmaxima für Alleinstehende zur Feststellung des
Bundesanteils an den Heimkosten einzufrieren, um die Summe der
Heimkostenbeteiligung des Bundes nicht zu erhöhen. Etliche
Vernehmlassungsteilnehmer äusserten sich besorgt über die Kosten des Vorhabens,
welche vom Bundesrat auf CHF 91 Mio. beziffert werden, wovon die Kantone gut einen
Drittel zu tragen hätten. Während ein Teil der Teilnehmenden zudem auf eine rasche
Umsetzung der Änderungen drängte, verlangten andere, eine Gesamtreform der EL
vorzunehmen und die Erhöhung der Mietzinsmaxima in diese einzubetten. Gefordert
wurde zudem die Einführung eines Mechanismus für die zukünftige Anpassung der
Mietzinsen. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.01.2015
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat hatte als Erstrat über eine Teilrevision des Gesetzes über die
Ergänzungsleistungen bezüglich die anrechenbaren Mietzinsmaxima zu beschliessen.
Der Bundesrat hatte die entsprechende Vorlage im Dezember 2014 vorgelegt.
Kernpunkt der Teilrevision ist eine Erhöhung der Obergrenzen für anrechenbare
Mietzinse unter Berücksichtigung der regional unterschiedlichen Mietzinsniveaus und
des erhöhten Platzbedarfs von Familien. Der Hintergrund war der deutliche Anstieg der
Mietpreise in den letzten gut 10 Jahren, aufgrund dessen die Mieten von
Alleinstehenden und Ehepaaren nur noch zu durchschnittlich zwei Dritteln, jene von
Familien nur noch rund zur Hälfte durch die EL abgedeckt werden. Die Vorlage
beinhaltet zudem eine Neuregelung der Bundesbeiträge an die Ergänzungsleistungen
für in Heimen lebende Personen. Vorerst wurde im Nationalrat nur die
Eintretensdebatte geführt, da die Mehrheit der SGK-NR ihrem Rat eine Rückweisung
der Vorlage an den Bundesrat beantragte. Der Bundesrat sollte die Anpassung der
Mietzinsmaxima in eine angedachte grössere Reform der Ergänzungsleistungen
integrieren. Eine Minderheit Schenker (sp, BS) beantragte Eintreten. Der
Mehrheitssprecher führte aus, gegen eine Anpassung der seit 2001 unveränderten
Mietzinsmaxima gebe es in der Kommission grundsätzlich nur wenige Vorbehalte.
Jedoch sei angesichts einer festgestellten Kostensteigerung bei den EL um 50%
innerhalb von nur acht Jahren Handlungsbedarf auch bezüglich der Behebung von
Fehlanreizen und Problemen mit Schwelleneffekten gegeben. Aus diesem Grund sei
eine Gesamtrevision der EL einer Teilrevision vorzuziehen. Die Kommissionsminderheit
hielt dagegen, viele Kantone würden bereits fest mit einer zeitnahen Teilrevision
rechnen, und angesichts der aktuellen Situation, in der viele Rentnerinnen und Rentner
sich ihre Wohnkosten vom Grundbedarf absparen müssen, müsse schnell Abhilfe
geschaffen werden. Schliesslich wurde auf Eintreten entschieden und die grosse
Kammer beschloss mit 97 zu 87 Stimmen bei vier Enthaltungen, die Vorlage nicht an den
Bundesrat zurückzuweisen. Die rückweisenden Voten kamen mehrheitlich von der SVP-
und der FDP-Liberalen Fraktion. Damit ging das Geschäft zur Detailberatung zurück an
die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.09.2015
FLAVIA CARONI
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Dadurch dass das Parlament die Anträge des Bundesrates zur anrechenbaren
Mietzinsmaxima in die Ergänzungsleistungsreform aufgenommen hatte, war der
entsprechende Gesetzesentwurf gegenstandslos geworden. Aus diesem Grund
beantragte die SGK-NR dem Nationalrat in ihrem Kommissionsbericht im Mai 2019 die
Abschreibung des Geschäfts.
Diskussionslos und stillschweigend folgte der Nationalrat dem Kommissionsantrag und
schrieb die Vorlage in der Sommersession 2019 ab. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Der Form halber musste in der Herbstsession 2019 abschliessend noch der Ständerat
darüber entscheiden, ob das Bundesratsgeschäft zu den bei den EL anrechenbaren
Mietzinsmaxima abgeschrieben werden soll oder nicht. Nachdem dieses Anliegen in die
Ergänzungsleistungsreform aufgenommen und dort behandelt worden war, sprach sich
nach dem Nationalrat auch der Ständerat auf Antrag seiner Kommission stillschweigend
für die Abschreibung aus. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) Ergebnisbericht Vernehmlassung Mietzinsmaxima
2) AB NR, 2015, S. 1734 ff.; BBl, 2015, S. 849 ff.; BZ, 22.9.15; NZZ, 23.9.15
3) AB NR, 2019, S. 888; Bericht SGK-NR vom 2.5.19
4) AB SR, 2019, S. 733; Bericht SGK-NR vom 12.8.19
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